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BASis Info 2/2013  
Neues von der Duisburger SPD-

Bundestagsabgeordneten Bärbel Bas 

01.03.2013 

Liebe Leserin, lieber Leser, 
 
vor 80 Jahren, in der Nacht 
vom 27. auf den 28. Februar 
1933, ging das Reichstagsge-
bäude in Flammen auf. Und 
mit ihm die erste deutsche 
Demokratie. Am Tag darauf 
setzte die Reichstagsbrand-
verordnung die Grundrechte 
außer Kraft und am 24. März 
1933 wurde das Ermächti-
gungsgesetz beschlossen. 
Nur die SPD um Otto Wels 
stimmte damals dagegen. 
Das ist bis heute ein guter 
Grund, stolz auf die Ge-
schichte der SPD zu sein.  
 
Das Engagement gegen Fa-
schismus und Fremdenfeind-
lichkeit ist in diesen Tagen 
aber leider mehr als nötig. In 
Duisburg wehren wir uns mit 
aller Kraft gegen Rechtspo-
pulismus (s. Seite 3). In Ber-
lin erleben wir beim NPD-
Verbot eine weitere schwarz-
gelbe Hängepartie. Die SPD 
fordert den Verbotsantrag seit 
Jahren. Merkel ist der Ent-
scheidung über einen Ver-
botsantrag der Bundesregie-
rung monatelang ausgewi-
chen. Kaum zeigt sie Flagge, 
gibt es in der Koalition neuen 
Streit. Die Regierung ver-
gisst: Wir brauchen endlich 
klare Kante gegen die NPD. 

dem Jahressteuergesetz 
2013 eingebracht. Aber noch 
am 17. Januar haben die Ab-
geordneten von CDU, CSU 
und FDP das in namentlicher 
Abstimmung abgelehnt.  
 
Am Mittwoch hatte die SPD-
Bundestagsfraktion die Hal-
tung der schwarz-gelben 
Bundesregierung zur voll-
ständigen Gleichstellung von 
Lebenspartnerschaft und Ehe 
zum Thema einer aktuellen 
Stunde gemacht. Auch hier 
eierte Schwarz-Gelb wieder 
herum. Für uns Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemo-
kraten ist Gleichstellung mehr 
als nur ein schönes Wort. 
Und viel mehr als nur ein 
Wahlkampftrick.  
 
Oft genug trifft der schwarz-
gelbe Etikettenschwindel auf 
die schwarz-gelbe Prinzipien-
losigkeit. Bei Angela Merkel 
und ihrer Regierung wird man 
meistens nicht einmal einen 
Abklatsch bekommen, son-
dern das blanke Gegenteil. 
Nur wo SPD draufsteht, ist 
auch wirklich SPD drin. Wir 
sind das Original. 
 
Herzliche Grüße 

 
Bärbel Bas 

Es ist leider nicht das einzige 
unwürdige Spielchen dieser 
Bundesregierung. Bei der 
Mindestlohn-Mogelpackung 
tut Schwarz-Gelb mit einer 
sog. „Lohnuntergrenze“ so,  
als sei dies ein Mindestlohn -  
obwohl genau dieser damit 
verhindert werden soll. Ein 
klares Ablenkungsmanöver. 
Wir werden mit der rot-
grünen Mehrheit der Länder 
den Druck erhöhen. Die Bun-
desratsinitiative für einen all-
gemeinen gesetzlichen Min-
destlohn von 8,50 Euro steht.  
 
Merkel will ein für sie so lästi-
ges Thema vor dem Wahl-
kampf abräumen, da wird 
Schwarz-Gelb schon vom 
Nächsten überrollt: Die volle 
rechtliche Gleichstellung ein-
getragener Lebenspartner-
schaften. Nach der Entschei-
dung des Bundesverfas-
sungsgerichtes zum Adopti-
onsrecht gleichgeschlechtli-
cher Partner hieß es zuerst, 
die CDU wolle ihre Moderni-
sierungsblockade aufgeben. 
Jetzt rudern wieder einige bei 
Schwarz-Gelb um Jahrzehnte 
zurück, obwohl in unserer 
Gesellschaft die Gleichstel-
lung schon lange akzeptiert 
ist. Zuletzt hat die SPD die 
steuerliche Gleichstellung der 
Lebenspartnerschaften mit 
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Neues aus Berlin  

Die aktuellen Diskussionen 
zur „Pille danach“ zeigen auf, 
dass die flächendeckende 
Sicherstellung der gesund-
heitlichen Versorgung von 
Sexualopfern auch in Regio-
nen mit vielen Krankenhäu-
sern nicht immer gewährleis-
tet ist. Vor dem Hintergrund 
der unverständlichen Aktio-
nen katholischer Kranken-
häuser ist die Notwendigkeit 
einer Aufklärung über die un-
terschiedlichen Formen der 
Empfängnisverhütung um so 
deutlicher geworden.  
 
Bei der "Pille danach" handelt 
es sich nicht um eine Abtrei-
bungspille, sondern um eine 
Medikament zur Empfängnis-
verhütung. Sie sorgt für die 
Verhinderung einer ungewoll-
ten Schwangerschaft und 
beugt Schwangerschaftsab-
brüchen vor. Sie verhindert 
oder verschiebt den Ei-
sprung, so dass keine Be-
fruchtung stattfindet. Hat eine 
Befruchtung bereits stattge-
funden, verhindert die „Pille 
danach“ die Einnistung in die 
Gebärmutter. Ist eine Einnis-
tung schon geschehen, wirkt 
sie nicht mehr.  
 
Bereits im Mai 2012 wurden 
a u f  d e r  A S F -
Bundeskonferenz Erfah-
rungsberichte aus ländlichen 
und (klein-)städtischen Regi-
onen beim Zugang zur „Pille 
danach“ diskutiert. Es gibt für 
viele Frauen größte Schwie-
rigkeiten, nach einer Verhü-
tungspanne die „Pille danach“ 
in kurzer Zeit zu bekommen.  

Die SPD tritt für die sexuelle 
Selbstbestimmung der Frau 
ein. Gesundheits- und Famili-
enpolitiker der SPD fordern 
daher schon länger, dass die 
Notfallkontrazeptiva von der 
Rezeptpflicht befreit werden. 
Erst durch die Verschrei-
bungspflicht werden Frauen 
und Familien in seelischen 
Notständen genötigt, einen 
Arzt oder ein Krankenhaus 
aufzusuchen. Die SPD-
Bundestagsfraktion hat den 
Antrag „Rezeptfreiheit von 
Notfallkontrazeptiva - Pille 
danach - gewährleisten“ (Drs. 
17/11039) verfasst. So wurde 
die Diskussion um die grund-
sätzliche Freigabe der Re-
zeptpflicht der „Pille danach“ 
bereits im vergangenen Jahr 
im Deutschen Bundestag an-
gestoßen. Im April findet eine 
Anhörung im Gesundheits-
ausschuss statt.  
 
Die „Pille danach“ wird übri-
gens in 28 europäischen Län-
dern rezeptfrei vertrieben. 
Nirgendwo wird von gesund-
heitlichen Schäden oder ei-
nem „auf Leichtfertigkeit“ be-
ruhendem Anstieg beim Um-
gang mit Verhütungsmitteln 
berichtet. Deshalb fordert die 
SPD-Bundestagsfraktion von 
der Bundesregierung, den 
Wirkstoff frei zu geben, so-
dass er nach einer Beratung 
in der Apotheke erworben 
werden kann. Außerdem soll 
eine Studie für Deutschland 
verlässliche Daten zu Verhal-
tensweisen beim Gebrauch 
verschiedener Verhütungs-
mitteln liefern. 

„Pille danach“ endlich rezeptfrei machen 

Notfallsanitäter erhalten eine 
neue Ausbildung, die sich 
wesentlich von der bisherigen 
Ausbildung zum Rettungsas-
sistenten unterscheidet. Das 
hat der Bundestag gestern 
Abend beschlossen. Unter 
anderem wird die Ausbil-
dungsdauer von zwei auf drei 
Jahre verlängert, die Kompe-
tenzen im Notfall werden er-
weitert und genauer geregelt. 
Zur  Verbesserung der Aus-
bildungsqualität sind die ein-
heitlichen Qualitätsanforde-
rungen an die Rettungs-
dienstschulen erhöht worden. 
Das neu formulierte Ausbil-
dungsziel verdeutlicht die mo-
derne Aufgabenstellung des 
Berufs und entspricht dem 
breiten Tätigkeitsspektrum. 
Im Rettungswesen arbeiten 
ärztliches und nichtärztliches 
Personal eng zusammen, das 
geht nur mit einer qualitativ 
hochwertigen Ausbildung.  
 
Die SPD-Bundestagsfraktion 
hat sich bei der Abstimmung 
enthalten, da uns Klarstellun-
gen im Bereich der Kompe-
tenz des "NotSan" und eine 
Kostenübernahme für die 
Weiterbildung der bereits täti-
gen Rettungsassistenten 
fehlt. Ausdrücklich begrüße 
ich, dass das Gesetz auch 
auf die Rettungsdienste 
Rücksicht nimmt, die - wie in 
Duisburg - durch Berufsfeuer-
wehren wahrgenommen wer-
den. Die Feuerwehrbeamten 
haben nun ausreichend Gele-
genheit, die Anforderungen 
an den Notfallsanitäter in ihre 
Ausbildung aufzunehmen. 

Neue Ausbildung für 

Notfallsanitäter 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/110/1711039.pdf
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+++Auszug aus meinem Kalender+++  

+++04.03.-06.03.: Delegati-
onsreise des Gesundheits-
ausschusses in die Nieder-
lande+++ 
 
+++07.03.: BASis-Tag beim 
Regenbogen e.V. - zuerst im 
Sozialpsychiatrischen Zent-
rum (SPZ) in Rheinhausen, 

am Nachmittag dann im 
Wohnheim für chronisch psy-
chisch erkrankte Menschen in 
Wanheim+++ 
  
+ + + 0 8 . 0 3 . :  D G B -
Veranstaltung zum internatio-
nalen Frauentag im Kleinen 
Prinz+++ 

+++09.03.: „Gelsenkirchener 
Gespräche 2013“ der 
NRWSPD+++ 
  
+++11.03.-15.03. + 18.03.-
22.03.: Sitzungswochen des 
Deutschen Bundestages+++ 
 
+++www.baerbelbas.de+++ 

Neues aus Duisburg  

 

Mit der Verleihung des ApothekenSiegels für besonde-

re Qualität wurden am 14. Februar die Malteser Apotheken in 
Meiderich und am Hauptbahnhof belohnt. Die Meidericher sind 
sogar die beste Apotheke Deutschlands. Ein tolles Ergebnis.  

Gemeinsam gegen Rechtspopulismus in Duisburg 

Anlässlich der geplanten 
Kundgebung der rechtspopu-
listischen „Pro NRW“ vor dem 
Bergheimer Hochhaus ruft 
die Duisburger SPD alle 
Duisburgerinnen und Duis-
burger zur Teilnahme an der 
Gegenkundgebung des 
„Bündnisses für Toleranz und 
Zivilcourage“ am 12. März um 
11 Uhr auf. Wir müssen den 
Rechtspopulisten entschlos-

sen entgegentreten und ein 
klares Zeichen gegen Frem-
denfeindlichkeit setzen. Als 
Sozialdemokratin bin ich der 
festen Überzeugung, dass es 
in unserer Gesellschaft keine 
Bühne für rechtsextreme An-
sichten geben darf. 
 
Deshalb habe ich auch im 
Februar dem Gastwirt Frank 
Gehlen aus meinem Wahl-

kreis in einem Brief für seinen 
eindrucksvollen Mut, sein vor-
bildliches Verhalten und sei-
ne Zivilcourage meine Aner-
kennung ausgesprochen. Er 
hatte den Mitgliedern der 
NPD ein Hausverbot in sei-
nem "Bootshaus Ehingen" 
erteilt und damit mutig ge-
zeigt: In unserem Duisburg ist 
kein Platz für Rechtsextre-
mismus.   

Tag der  

Kinderhospizarbeit 

Am 10. Februar jährte sich der 
Tag der Kinderhospizarbeit 
zum 7. Mal. Meine Erfahrungen 
als Schirmherrin des Malteser 
Hospizes St. Raphael in Hu-
ckingen haben mir gezeigt, wie 
wichtig diese Arbeit ist. Sie ist 
Ausdruck besonderer gesell-
schaftlicher Solidarität. Der Tag 
der Kinderhospizarbeit rückt 
dieses wichtige Thema in den 
Mittelpunkt und verschafft ihm 
die angemessene Aufmerk-
samkeit. Über meine Schirm-
herrschaft berichte ich auch auf 
www.facebook.com/Schirmherr
inMalteserHospizDuisburg und 
freue mich über Unterstützung   
- einfach „Gefällt mir“ klicken. 

https://www.facebook.com/SchirmherrinMalteserHospizDuisburg
http://www.baerbelbas.de/
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Bis zum nächsten Mal, ich 
freu mich drauf, Bärbel Bas 

Die „Wimmel-Attacke“ tobte 
in den vergangenen Tagen 
durch die Mail-Postfächer des 
Bundestages. Viele engagier-
te Eltern machten ordentlich 
Betrieb gegen das Betreu-
ungsgeld und für die bessere 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Eine tolle Aktion, die 
auch von den Initiatoren des 
„Tag der Kinderbetreuung“ 
unterstützt wurde. Tina Ger-
ber mailte mir sogar aus Sao 
Paulo: „Die jetzige Situation 
ist unzumutbar. und die Herd-
prämie ist der Hohn!!“. 
 
Um verantwortliche Entschei-
dungen treffen zu können, 
muss ich alle Seiten eines 
Themas kennen. Deshalb  
spreche ich z.B. auch mit den 
Vertretern von privaten Kran-
kenversicherungen. Ein für 
Mittwoch geplantes Gespräch 

musste aber abgesagt wer-
den, der Top-Lobbyist hatte 
sich den Termin „nur mit Blei-
stift im Kalender notiert“. Ob 
ich auch schon Dienstag-
nachmittag könne? Nein, da 
gehen alle Abgeordneten zur 
Fraktionssitzung, das kann 
auch ein Lobbyist wissen… 
Eine Übersicht über meine 
Lobbygespräche finden Sie 
auf www.baerbelbas.de.  
 
Alle paar Monate mailt uns 
der Fahrdienst, was wir Ab-
geordneten so alles in den 
Wagen verloren haben. Das 
Prunkstück diesmal: ein Sam-
sung-Smartphone. Glückli-
cher Weise ließ sich der Ei-
gentümer schnell ausfindig 
machen, weil der CDU-
Kollege bereits am Vortag 
eine Vermisstenanzeige an 
alle MdB geschickt hatte. 

Neues aus meinem Tagebuch  

Neues am Ende  

Praktikant des Monats  
war im Februar der 23-jährige 
Malte Haring aus Bielefeld. 
Als Student der Gesundheits-
wissenschaften war er beson-
ders an meiner Arbeit im Ge-
sundheitsausschuss interes-
siert. Maltes Praktikumsbe-
richt lesen Sie hier.  

Beim Forum Gesundheit der Ärztekammer Nordrhein dis-

kutierte ich am 5. Februar mit Jens Spahn (CDU), Ulrike Flach 
(FDP), Maria Klein–Schmeink (Grüne) und Uwe Brock 
(Ärztekammer Nordrhein) über die gesundheitspolitischen Per-
spektiven nach der Bundestagswahl. Foto: Ärztekammer Nord-
rhein/PR-Uwe Brock Köhring. 

http://www.baerbelbas.de/images/stories/praktikumsbericht_malte.pdf
https://www.facebook.com/WimmelAttacke?ref=stream
http://tag-der-kinderbetreuung.de/
http://www.baerbelbas.de/index.php?option=com_content&view=article&id=246&Itemid=104

